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1. Fragestellung 

Der Sachstand stellt die Rahmenbedingungen staatlicher Kunst- und Kulturförderung in Deutsch
land dar. Zunächst wird die Förderpraxis des Bundes überblicksweise dargestellt. Anschließend 
werden die verfassungsrechtlichen Maßstäbe für eine Qualitätsauswahl bei Förderentscheidun
gen dargestellt, die sich aus der Kunstfreiheit und dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgrund
satz ergeben. Auf die Besonderheiten einzelner Kulturbereiche – wie insbesondere das Rund
funkrecht und die Filmförderung – wird hingegen nicht eingegangen. 

Schließlich wird dargestellt, ob und unter welchen Voraussetzungen sich aus der Gewährung ei
ner Förderung Ansprüche auf eine zukünftige Förderung ergeben können. 

Das Kapitel 2.2. zu den Grundsätzen positiver Kunstförderung wurde von Fachbereich WD 1, der 
Text im Übrigen von Fachbereich WD 3 verfasst.  

2. Staatliche Kunstförderung im Überblick 

Der Staat kann Kunst sowohl durch günstige rechtliche Rahmenbedingungen als auch durch po
sitive Förderungsmaßnahmen wie beispielsweise Fördermittel, Preisverleihungen oder Stipen
dien fördern. 

2.1. Gestaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen (WD 3) 

Im Rahmen seiner Gesetzgebungskompetenzen kann der Bund Kunst und Kultur durch günstige 
rechtliche Rahmenbedingungen fördern. Er kann zum Beispiel steuerrechtliche Begünstigungen 
vorsehen (mit weitgehender Gesetzgebungskompetenz des Bundes nach Art. 105 Grundgesetz 
(GG) 1)2 und urheberrechtlichen Schutz3 gewährleisten (basierend auf der ausschließlichen Bun
desgesetzgebungskompetenz nach Art. 73 Abs. 1 Nr. 9 GG). Darüber hinaus hat er eine Künstler
sozialversicherung4 eingeführt (basierend auf der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz 
nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG)5. Der Bund hat auch die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz 
zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung ins Ausland (Art. 73 Abs. 1 Nr. 5a GG). 

1 Grundgesetz (GG) für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert am 22.03.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 94). 

2 Vgl. Hammerich, Kunstförderung durch das Steuerrecht, 1. Aufl. 2019, S. 50 ff., 204 ff.; Germelmann, in: Dreier, 
Grundgesetz-Kommentar, 4. Aufl. 2023, Art. 5 Rn. 75. 

3 Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) vom 09.09.1965 (BGBl. I S. 1273), 
zuletzt geändert am 23.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323). 

4 Vgl. Gesetz über die Sozialversicherung der selbständigen Künstler und Publizisten (KSVG) vom 27.07.1981 
(BGBl. I S. 705), zuletzt geändert am 23.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323); Germelmann, in: Dreier, Grundgesetz-
Kommentar, 4. Aufl. 2023, Art. 5 Rn. 75. 

5 BVerfG, Beschluss vom 02.04.1987, BVerfGE 75, 108 (146). 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/index.html
https://www.gesetze-im-internet.de/urhg/
https://www.gesetze-im-internet.de/ksvg/index.html
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2.2. Grundsätze positiver Kunstförderung (WD 1) 

Die Kunst- und Kulturförderung in Deutschland ist föderal geprägt und fällt nach dem Grundge
setz in erster Linie in die Zuständigkeit der Länder und Gemeinden. Der Bund unterstützt dabei 
Einrichtungen und Projekte von nationaler Bedeutung.6 

Aus dem Etat des Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) werden 
hierzu die Kulturstiftung des Bundes sowie die verschiedenen Förderfonds auf Ebene des Bundes 
finanziert, um Förderungen auszugeben. Auch andere Ministerien fördern Kulturprojekte, bspw. 
das Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend mit dem Förderpro
gramm „Kultur macht stark. Bündnisse für Bildung“ oder das Auswärtige Amt durch die Finan
zierung der Arbeit des Goethe-Instituts sowie des Instituts für Auslandsbeziehungen.7 

Auf Ebene des Bundes fördern im Bereich von Kunst und Kultur, neben dem BKM selbst,8 im 
Schwerpunkt also die Kulturstiftung des Bundes und die verschiedenen bundesfinanzierten För
derfonds, deren Fördergrundsätze im Folgenden beispielhaft skizziert werden.9 

2.2.1. Kulturstiftung des Bundes 

Die Kulturstiftung des Bundes, die als Stiftung des bürgerlichen Rechts organisiert ist, fördert 
zeitgenössische Kunst und Kultur deutschlandweit und im internationalen Kontext. Sie unter
stützt Kultureinrichtungen nach eigenen Angaben dabei, thematisch und ästhetisch zu experi
mentieren, neue Arbeitsweisen zu erproben und sich für neue Publikumsgruppen zu öffnen.10 Im 
Jahr 2023 war der Etat der Stiftung mit 40,1 Millionen Euro ausgestattet.11 

Die Förderkriterien der Stiftung richten sich nach deren Förderrichtlinien. Hiernach ist Grundvo
raussetzung für eine Förderung die Erfüllung der in den Richtlinien genannten formalen Antrags
kriterien. Der Vorstand der Kulturstiftung des Bundes entscheidet dann über Anträge unter 

6 Der Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien: Kunst und Kulturförderung, URL: https://kultur
staatsminister.de/kunst-und-kulturfoerderung. 

7 Zentrum Bundesrepublik Deutschland des Internationalen Theaterinstituts: Kulturförderung in Deutschland, 
URL: https://www.touring-artists.info/how-to-mobilitaetsfoerderung/kulturfoerderung-in-deutschland; Bundes
ministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Kultur macht stark (2023-2027), URL: 
https://www.buendnisse-fuer-bildung.de/buendnissefuerbildung/de/programm/Kultur-macht-stark-2023-
2027/Kultur-macht-stark-2023-2027_node.html. 

8 Zum Beispiel durch die selbst mit Förderauftrag versehene bundesunmittelbare „Stiftung Orte der deutschen 
Demokratiegeschichte“. Nähere Informationen zur ihren Fördergrundsätzen siehe hierzu, URL: https://www.de
mokratie-geschichte.de/foerdergrundsaetze/. 

9 Theaterinstitut, Kulturförderung in Deutschland…, a.a.O. 

10 Kulturstiftung des Bundes: Über die Kulturstiftung des Bundes: URL: https://www.kulturstiftung-des-bun
des.de/de/stiftung.html. 

11 Kulturstiftung des Bundes: Jahresbericht (Sachbericht) der Kulturstiftung des Bundes für das Wirtschaftsjahr 
2023, S. 5, URL: https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/fileadmin/user_upload/content_stage/stif
tung/20250610_Jahresbericht_KSB_2023_ohne_Anlagen.pdf. 

https://kulturstaatsminister.de/kunst-und-kulturfoerderung
https://kulturstaatsminister.de/kunst-und-kulturfoerderung
https://www.touring-artists.info/how-to-mobilitaetsfoerderung/kulturfoerderung-in-deutschland
https://www.buendnisse-fuer-bildung.de/buendnissefuerbildung/de/programm/Kultur-macht-stark-2023-2027/Kultur-macht-stark-2023-2027_node.html
https://www.buendnisse-fuer-bildung.de/buendnissefuerbildung/de/programm/Kultur-macht-stark-2023-2027/Kultur-macht-stark-2023-2027_node.html
https://www.demokratie-geschichte.de/foerdergrundsaetze/
https://www.demokratie-geschichte.de/foerdergrundsaetze/
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/stiftung.html
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/stiftung.html
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/fileadmin/user_upload/content_stage/stiftung/20250610_Jahresbericht_KSB_2023_ohne_Anlagen.pdf
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/fileadmin/user_upload/content_stage/stiftung/20250610_Jahresbericht_KSB_2023_ohne_Anlagen.pdf
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250.000 Euro. Förderentscheidungen ab 250.000 Euro bedürfen darüber hinaus der Zustimmung 
des Stiftungsrates. Ergänzend zu diesen Förderrichtlinien gelten ergänzend spezifische Förder
grundsätze für die Allgemeine Projektförderung sowie für Förderprogramme oder -fonds.12 

Über Förderanträge im Bereich der Allgemeinen Projektförderung entscheidet der Vorstand der 
Kulturstiftung, die sich auf Fördermittel ab 50.000 Euro und unterhalb von 250.000 Euro richten. 
Grundlage seiner Entscheidung ist die Bewertung durch eine aktuell zwölfköpfige Fachjury, die 
auf Vorschlag des Vorstands durch den Stiftungsrat auf drei Jahre ernannt wird.13 Diese entschei
det „ausschließlich nach qualitativen Kriterien. Förderentscheidungen ab 250.000 Euro werden 
vom Stiftungsrat auf der Grundlage der Bewertung der Jury getroffen. Die Jury berät in nichtöf
fentlicher Sitzung.“14 

2.2.2. Förderfonds auf Ebene des Bundes 

Der BKM fördert darüber hinaus verschiedene Fonds, die wiederum Fördermittel im Bereich 
Kunst und Kultur ausgeben. Die Fonds entscheiden dabei in eigener Verantwortung über die 
Vergabe der Mittel.15 Zu den Fonds zählen der Deutsche Literaturfonds, der Deutsche Überset
zerfonds, der Musikfonds, die Stiftung Kunstfonds, der Fonds Darstellende Künste und Fonds 
Soziokultur. 

An den folgenden beiden Fonds können die Fördergrundsätze beispielhaft nachvollzogen wer
den: 

2.2.2.1. Deutscher Literaturfonds 

Der 1980 gegründete Deutsche Literaturfonds ist als eingetragener Verein organisiert und fördert 
durch die Vergabe von Stipendien an Autoren die deutschsprachige Gegenwartsliteratur. Außer
dem unterstützt er bundesweit nach Angaben des BKM wirksame literarische Initiativen und Mo
dellvorhaben sowie Projekte zur Sicherung wichtiger literarischer Traditionen.16 

12 Für weitere Informationen siehe: Kulturstiftung, Über die Kulturstiftung…, a.a.O. 

13 Kulturstiftung des Bundes: Jury, URL: https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/foerderung/allge
meine_projektfoerderung/jury.html sowie ebd.: Stiftungsrat, URL: https://www.kulturstiftung-des-bun
des.de/de/stiftung/gremien/stiftungsrat.html. 

14 Für weitere Informationen siehe: Kulturstiftung des Bundes: Fördergrundsätze, URL: https://www.kulturstif
tung-des-bundes.de/de/foerderung/allgemeine_projektfoerderung/foerdergrundsaetze.html sowie ebd.: Allge
meine Projektförderung, URL: https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/foerderung/allgemeine_projektfoer
derung.html. 

15 Der Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien: Förderfonds, URL: https://kulturstaatsminis
ter.de/kunst-und-kulturfoerderung/kuenstlerinnen-und-kuenstler/foerderfonds. 

16 Ebd. 

https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/foerderung/allgemeine_projektfoerderung/jury.html
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/foerderung/allgemeine_projektfoerderung/jury.html
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/stiftung/gremien/stiftungsrat.html
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/stiftung/gremien/stiftungsrat.html
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/foerderung/allgemeine_projektfoerderung/foerdergrundsaetze.html
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/foerderung/allgemeine_projektfoerderung/foerdergrundsaetze.html
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/foerderung/allgemeine_projektfoerderung.html
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/foerderung/allgemeine_projektfoerderung.html
https://kulturstaatsminister.de/kunst-und-kulturfoerderung/kuenstlerinnen-und-kuenstler/foerderfonds
https://kulturstaatsminister.de/kunst-und-kulturfoerderung/kuenstlerinnen-und-kuenstler/foerderfonds
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Voraussetzung der Förderung in der Allgemeinen Projektförderung ist ein entscheidungsreifer 
Antrag. Das Kuratorium des Vereins berät zweimal jährlich über die eingereichten Anträge und 
beschließt die Verteilung der Fördermittel.17 

Förderungsfähige Kosten sind u.a. Autorenhonorare, Moderatorenhonorare, Honorare für Pro
grammarbeit und Kuration, Reise- und Übernachtungskosten, Gebühren der Künstlersozialkasse, 
Werbekosten, Lizenzgebühren, Kosten für Text- und Bilderfassung sowie Lektorat und Korrektur. 
Nichtförderungsfähige, aus Eigen- oder Drittmitteln zu finanzierende Kosten sind unter anderem 
Druckkosten, Verpflegungs- und Bewirtungskosten, Raumdekoration, GEMA-Gebühren, Film- 
und Fotodokumentation sowie Versicherungen.18 

2.2.2.2. Fonds Darstellende Künste 

Der ebenfalls als eingetragener Verein organisierte Fonds Darstellende Künste fördert auf Bundes
ebene nach Angaben des BKM Künstler in den unterschiedlichen Arbeitspraxen der frei produ
zierenden Darstellenden Künste – von Figuren-, Objekt- und Straßentheater, Performance und 
zeitgenössischem Zirkus über Schauspiel, Musiktheater, Tanz und Tanztheater, Theater für jun
ges Publikum bis zu Live-Art, performativen Installationen und digitalen Formen. Unterstützt 
werden darüber hinaus experimentelle, interdisziplinäre sowie netzwerkbildende Projekte, Pro
jekte mit Modellcharakter und Vorhaben, die den bundesweiten sowie transnationalen Aus
tausch auf diesem Gebiet fördern.19 

Dem Fonds standen für seine Arbeit im Jahr 2024 mit einer Zuwendung in der Regelförderung 
des BKM Mittel in Höhe von 10 Millionen Euro zur Verfügung. Davon wurden ca. 7,7 Millionen 
Euro als reale Fördersumme ausgegeben.20 

Die Antragstellung muss auf dem entsprechenden Online-Formular innerhalb der Antragsfrist 
erfolgen. Nach einer formalen Prüfung wird der Antrag zur Entscheidung an die Jury bzw. das 
Kuratorium weitergegeben. In den Regularien sind die Ausrichtung und Rahmenbedingungen des 
jeweiligen Förderprogramms festgehalten.21 

Fördervoraussetzung im Falle einer „Konzeptionsförderung“ ist das Vorliegen eines ausgegliche
nen Kosten- und Finanzierungsplans über einen Drei-Jahres-Zeitraum. Der Fonds fördert in 

17 Deutscher Literaturfonds: Struktur und Gremien, URL: https://deutscher-literaturfonds.de/info/struktur-und-
gremien/. Für weitere Informationen siehe ebd.: Allgemeine Projektförderung, URL: https://deutscher-litera
turfonds.de/foerderprogramme/projektfoerderung/vergaberichtlinien/. 

18 Für weitere Informationen siehe: Deutscher Literaturfonds: Allgemeine Projektförderung, URL: https://deut
scher-literaturfonds.de/foerderprogramme/projektfoerderung/foerdervoraussetzungen/. 

19 BKM: Förderfonds, a.a.O. 

20 Fonds Darstellende Künste: Vorwort, URL: https://www.fonds-daku.de/ueber-uns/verein/geschaeftsbericht-
2024/vorwort/. 

21 Fonds Darstellende Künste: Förderglossar, Richtlinien zum Ablauf der Förderung (Suchworte: Antrag, Regularien), 
URL: https://www.fonds-daku.de/foerderung/foerderglossar/. 

https://deutscher-literaturfonds.de/info/struktur-und-gremien/
https://deutscher-literaturfonds.de/info/struktur-und-gremien/
https://deutscher-literaturfonds.de/foerderprogramme/projektfoerderung/vergaberichtlinien/
https://deutscher-literaturfonds.de/foerderprogramme/projektfoerderung/vergaberichtlinien/
https://deutscher-literaturfonds.de/foerderprogramme/projektfoerderung/foerdervoraussetzungen/
https://deutscher-literaturfonds.de/foerderprogramme/projektfoerderung/foerdervoraussetzungen/
https://www.fonds-daku.de/ueber-uns/verein/geschaeftsbericht-2024/vorwort/
https://www.fonds-daku.de/ueber-uns/verein/geschaeftsbericht-2024/vorwort/
https://www.fonds-daku.de/foerderung/foerderglossar/
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diesem Programm drei aufeinanderfolgende Jahre mit mindestens 150.000 Euro und maximal 
240.000 Euro insgesamt.22 

Förderfähig sind ferner Personal- und Sachaufwendungen entsprechend den Allgemeinen Neben
bestimmungen zur Projektförderung. Für eine Produktion kann ein Kosten- und Finanzierungs
plan bis zu sieben unmittelbar auf die Premiere folgende Aufführungen einschließen. Nicht zu
wendungsfähig ist die nach § 15 UStG abziehbare Umsatzsteuer. Ebenso sind laufende nicht pro
jektbezogene Sach- und Personalausgaben ausgeschlossen.23 

3. Nennung von Förderungsvorhaben in Haushaltsplänen (WD 3) 

Die für die Förderprogramme des BKM erforderlichen Mittel sind im Einzelplan 04 des Bundes
haushaltsplanes ausgewiesen.24 Nach herrschender Meinung ist eine solche Nennung im Haus
haltsplan in Verbindung mit den einschlägigen Verwaltungsvorschriften eine hinreichende 
Grundlage für die Vergabe von Fördermitteln.25 Die Bereitstellung von Mitteln im Haushaltsplan 
begründet indes nicht unmittelbar Ansprüche der potentiellen Förderungsempfänger und -emp
fängerinnen auf die jeweilige Förderung.26 Dementsprechend bestimmt § 3 Abs. 2 Bundeshaus
haltsordnung27, dass durch den Haushaltsplan Ansprüche oder Verbindlichkeiten weder begrün
det noch aufgehoben werden. 

4. Kunstfreiheit (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG) (WD 3) 

Nach Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG ist die Kunst grundsätzlich frei. Das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) geht von einem weiten, auch für moderne Formate offenen Kunstbegriff aus.28 Geschützt 
ist nicht nur die Herstellung des Kunstwerkes, sondern auch der Wirkbereich der Kunst ein
schließlich der Darbietung, Verbreitung und Vermittlung des Werkes.29 

22 Fonds Darstellende Künste: Regularien Konzeptionsförderung (Antragsfrist 05.02.2024), URL: 

https://www.fonds-daku.de/foerderung/formulare/regularien-konz-02-2024/. 

23 Ebd. 

24 Vgl. Bundeshaushaltsplan 2025, Einzelplan 04, Bundeskanzler und Bundeskanzleramt, Kapitel 0452. 

25 Vgl. VGH Mannheim, Beschluss vom 15.10.2003 - 9 S 1858/03; Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bun
destages, Verfassungsrechtliche Fragen zum Förderprogramm „Demokratie leben!“, Sachstand vom 18.06.2024, 
WD 3 - 3000 - 053/24, S. 4. 

26 Vgl. VG Schleswig, Urteil vom 26.02.2021 – 9 A 35/19; Siekmann, in: Sachs, Grundgesetz, 10. Aufl. 2024, 
Art. 110 Rn. 35 ff. 

27 Bundeshaushaltsordnung (BHO) vom 19.08.1969 (BGBl. I S. 1284), zuletzt geändert am 30.09.2025 (BGBl. 2025 I 
Nr. 231). 

28 Bethke, in: Sachs, Grundgesetz, 10. Aufl. 2024, Art. 5 Rn. 186. 

29 Kempen/Rossa, in: Epping/Hillgruber, BeckOK Grundgesetz, 63. Edition Stand: 15.09.2015, Art. 5 Rn. 168. 

https://www.fonds-daku.de/foerderung/formulare/regularien-konz-02-2024/
https://www.bundestag.de/resource/blob/1013808/WD-3-053-24-pdf.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/bho/BJNR012840969.html
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Die Kunstfreiheit ist in erster Linie ein Abwehrrecht gegen Eingriffe des Staats.30 Der Staat darf 
Kunst zwar definieren und zwischen Kunst und Nichtkunst im Sinne des Art. 5 Abs. 3 GG unter
scheiden. Zur Bestimmung des Schutzbereichs der Kunstfreiheit darf er aber nicht zwischen „hö
herer“ und „niederer“, oder „guter“ und „schlechter“ Kunst unterscheiden, weil dies auf eine 
verfassungsrechtlich unstatthafte Inhaltskontrolle hinausliefe.31 Die Kunstfreiheit schließt ein so
genanntes Kunstrichtertum im Sinne eines kulturpolitischen Diktats oder inhaltlichen Dirigis
mus durch den Staat aus.32 Wenn der Staat in die Kunstfreiheit eingreift, können Gesichtspunkte 
wie Stil, Niveau, Inhalt oder Wirkungen eines Kunstwerkes allenfalls bei der Prüfung berücksich
tigt werden, ob die Kunstfreiheit hinter kollidierenden Verfassungsgütern zurücktreten muss.33 

4.1. Weiter Gestaltungsspielraum im Förderbereich 

Die Kunstfreiheit dient nicht nur der Abwehr staatlicher Eingriffe, sondern ist auch eine objek
tive, wertentscheidende Grundsatznorm, die das Verhältnis von Kunst und Staat regelt.34 Nach 
der Rechtsprechung des BVerfG stellt die Kunstfreiheit dem modernen Staat, der sich auch als 
Kulturstaat versteht, die Aufgabe, ein freiheitliches Kunstleben zu erhalten und zu fördern.35  

Der Staat hat bei der Ausgestaltung von Maßnahmen der Kunstförderung hinsichtlich Art, Ausge
staltung und Höhe der Förderung einen weiten Gestaltungsspielraum, dem Art. 5 Abs. 3 
Satz 1 GG nur äußere Grenzen setzt.36 

Das BVerfG hat dazu grundlegend ausgeführt: 

  Selbstverständlich haben alle im Kunstleben Tätigen zunächst den gleichen grundsätzlichen 
Freiheitsanspruch, der sie vor hemmenden Einflüssen der staatlichen Gewalt auf ihre Arbeit 
sichert. Ebenso mag auch ein allgemeiner Anspruch aller sich im Kunstleben betätigenden 

30 Bethke, in: Sachs, Grundgesetz, 10. Aufl. 2024, Art. 5 Rn. 189. 

31 BVerfG, Beschluss vom 03.06.1987, BVerfGE 75, 369 (377); BVerfG, Beschluss vom 27.11.1990, BVerfGE 83, 130 
(138); Kempen/Rossa, in: Epping/Hillgruber, BeckOK Grundgesetz, 63. Edition Stand: 15.09.2015, Art. 5 
Rn. 166. 

32 Vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 27.05.1982 - 8 OVG A 73/81. 

33 BVerfG, Beschluss vom 27.11.1990, BVerfGE 83, 130 (138); Bethke, in: Sachs, Grundgesetz, 10. Aufl. 2024, 
Art. 5 Rn. 187; Kempen/Rossa, in: Epping/Hillgruber, BeckOK Grundgesetz, 63. Edition Stand: 15.09.2015, 
Art. 5 Rn. 166. 

34 BVerfG, Beschluss vom 24.02.1971, BVerfGE 30, 173 (188); Bethke, in: Sachs, Grundgesetz, 10. Aufl. 2024, 
Art. 5 Rn. 199a; v. Coelln, in: Stern/Sodan/Möstl, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland im europäi
schen Staatenverbund, 2. Aufl. 2022, § 123 Rn. 40 ff. 

35 BVerfG, Urteil vom 05.03.1974, BVerfGE 36, 321 (331); BVerfG, Beschluss vom 29.11.1989, BVerfGE 81, 108 
(116). 

36 BVerfG, Urteil vom 05.03.1974, BVerfGE 36,321 (331); Germelmann, in: Dreier, Grundgesetz-Kommentar, 4. 
Aufl. 2023, Art. 5 Rn. 75; Germelmann, in: Stern/Sodan/Möstl, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland 
im europäischen Staatenverbund, 2. Aufl. 2022, § 27 Rn. 41; Bethke, in: Sachs, Grundgesetz, 10. Aufl. 2024, 
Art. 5 Rn. 199a; Paulus, in: Huber/Voßkuhle, Grundgesetz, 8. Aufl. 2024, Art. 5 Rn. 446; Hammerich, Kunstför
derung durch das Steuerrecht, 1. Aufl. 2019, S. 85 f. 
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Personen und Richtungen bestehen, von positiven staatlichen Förderungsmaßnahmen nicht 
von vornherein und schlechthin ausgeschlossen zu werden. Das heißt aber nicht, daß jede 
einzelne positive Förderungsmaßnahme gleichmäßig allen Bereichen künstlerischen Schaf
fens zugute kommen müsse. Bei der Ausgestaltung solcher Maßnahmen hat der Staat viel
mehr im Rahmen seiner Kulturpolitik weitgehende Freiheit. So können bei wirtschaftli
chen Förderungsmaßnahmen, zu denen auch steuerliche Begünstigungen gehören, wirt
schafts- und finanzpolitische Gesichtspunkte beachtet werden. Hier ist es dem Staat nicht 
verwehrt, die eigene wirtschaftliche Kraft der einzelnen Träger, Personen und Institutionen 
des Kulturbereichs angemessen zu berücksichtigen. […] 

  Ebenso wie aber die Besteuerung an die verschiedene wirtschaftliche Kraft der einzelnen 
Steuerpflichtigen anknüpft, so ist auch bei positiven wirtschaftlichen Förderungsmaßnahmen 
eine schematische Gleichbehandlung nicht geboten. Ihr steht schon die verschiedene wirt
schaftliche und rechtliche Struktur der einzelnen Medien und anderer Träger des Kulturle
bens entgegen. Sie würde aber auch den staatlichen Auftrag zur Sicherung der Kunstfreiheit 
eher verfehlen, indem sie auf der einen Seite zur Steigerung der künstlerischen Produktion 
nach Qualität und Umfang kaum etwas beitrüge, auf der anderen Seite die - stets nur be
schränkt verfügbaren - staatlichen Mittel der wirksamen Förderung wirklich förderungsbe
dürftiger künstlerischer Leistungen entzöge.37 

2003 hat das BVerfG erneut betont, nicht jede einzelne positive Förderungsmaßnahme müsse 
gleichmäßig allen Bereichen künstlerischen Schaffens zugutekommen. Bei der Ausgestaltung sol
cher Maßnahmen habe der Staat vielmehr weitgehende Freiheit.38 

4.2. Förderung nach Qualitätskriterien 

Vor dem Hintergrund des für die abwehrrechtliche Dimension der Kunstfreiheit weitgehend an
erkannten Verbotes einer „Inhaltskontrolle“ (vgl. unter 4.) stellt sich die Frage, ob und inwieweit 
die staatliche Kunstförderung an qualitative Kriterien anknüpfen kann. 

Teile der Literatur und Rechtsprechung sehen ein Spannungsverhältnis zwischen staatlichen 
Qualitätsurteilen im Rahmen einer Förderungsmaßnahme einerseits und kulturpolitischer Neut
ralität andererseits.39 Insofern wird argumentiert, der Staat könne eine „herrschende“ Kunstrich
tung nicht nur durch Eingriffe, sondern auch durch Kunstförderung etablieren. Eine gezielte För
derung oder Nichtförderung bestimmter Personen, Werke oder Kunstrichtungen könne in 

37 BVerfG, Urteil vom 05.03.1974, BVerfGE 36, 321 (332 f.); ähnlich: BVerfG, Beschluss vom 29.11.1989, BVerfGE 
81, 108 (116 f.). 

38 BVerfG, Beschluss vom 15.12.2003 - 1 BvR 2378/03. 

39 VGH Kassel, Urteil vom 22.10.1985 - IX OE 44/80; VG Wiesbaden, Urteil vom 25.09.1986 - V/1 E 52/82; v. 
Coelln, in: Stern/Sodan/Möstl, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland im europäischen Staatenver
bund, 2. Aufl. 2022, § 123 Rn. 41; Fechner, in: Stern/Becker, Grundrechte-Kommentar, 4. Aufl. 2024, Art. 5 
Rn. 256; Hammerich, Kunstförderung durch das Steuerrecht, 1. Aufl. 2019, S. 86; Pabel, Grundfragen der Kom
petenzordnung im Bereich der Kunst, 1. Aufl. 2003, S. 171. 



 

 
 

 

Wissenschaftliche Dienste Fachbereiche WD 1 und WD 3 
WD 3 - 3000 - 077/25 

Seite 11 

 

 

bedenkliche Nähe einer nicht erlaubten Zensur führen.40 Der Staat könne das Verhalten der 
Kunstschaffenden über den „goldenen Zügel“ der Subvention inhaltlich beeinflussen.41 

Entschärft wird diese Problematik durch die föderale, „polyzentrische“ Struktur der Kunstförde
rung. Die Wahrnehmung der Kunstförderung durch unterschiedliche Ebenen und Stellen wirkt 
einer zu gleichförmigen, bestimmte Arten der Kunst verdrängenden Kunstförderung entgegen.42 

Positive Förderungen können nach herrschender Meinung auch nach Qualitätskriterien vergeben 
werden.43 Dafür wird argumentiert, die Kunstfreiheitsgarantie verpflichte den Staat zwar zu kul
turpolitischer Neutralität und Toleranz. Bei der Anerkennung förderungswürdiger Aktivität stehe 
dem Staat indessen das Recht zur sachlichen Auswahl und zur sachgerechten Differenzierung 
zu. Im Gegensatz zum freiheitlichen „Eingriffs“-Verbot sei im Rahmen von Förderungsmaßnah
men ein - entsprechend begrenztes - künstlerisches Werturteil staatlicher Instanzen schon auf
grund der begrenzt verfügbaren finanziellen Mittel erforderlich. Das Verbot einer qualitativen Be
urteilung beziehe sich vornehmlich auf die Schutzbereichsbestimmung bei der Abwehr staatli
cher Eingriffe. Im Rahmen positiver Förderungsmaßnahmen wandle sich dieses Verbot in die 
Verpflichtung des Staates, eine Identifikation mit bestimmten Kunstrichtungen zu vermeiden.44 
Ihm sei „jedes kulturpolitische Diktat, jeder Versuch kulturpolitischer Uniformierung und jeder 
die Künste inhaltlich bestimmende Dirigismus (sog. Kunstrichtertum) untersagt“.45 

In der Praxis übertragen staatliche Stellen die Qualitätsbewertung häufig unabhängigen, pluralis
tisch und/oder durch Sachverständige besetzten Gremien, sogenannten Jurys (vgl. auch unter 
2.2.2.). Das Verwaltungsgericht Wiesbaden hat entschieden, die Kunstfreiheit könne einen (nur 
eingeschränkt gerichtlich überprüfbaren) Beurteilungsspielraum solcher Gremien sachlich recht
fertigen. Eine solche „Entstaatlichung“ sei „[eine], wenn nicht sogar die einzige“ Lösung des 
Spannungsverhältnisses zwischen Neutralitätspflicht und dem Erfordernis einer Auswahl nach 
sachlichen Kriterien.46 Eine Mindermeinung in der juristischen Literatur hält die Übertragung der 

40 Vgl. VGH Kassel, Urteil vom 22.10.1985 - IX OE 44/80; VG Wiesbaden, Urteil vom 25.09.1986 - V/1 E 52/82. 

41 Geis, Kulturstaat und kulturelle Freiheit, 1. Aufl. 1990, S. 252. 

42 Paulus, in: Huber/Voßkuhle, Grundgesetz, 8. Aufl. 2024, Art. 5 Rn. 447; v. Coelln, in: Stern/Sodan/Möstl, Das 
Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland im europäischen Staatenverbund, 2. Aufl. 2022, § 123 Rn. 40 f.; 
Palm, Öffentliche Kunstförderung zwischen Kunstfreiheitsgarantie und Kulturstaat, 1. Aufl. 1998, S. 193 f.; Pa
bel, Grundfragen der Kompetenzordnung im Bereich der Kunst, 1. Aufl. 2003, S. 175 ff.; Klein, Kulturstaat und 
Verfassungsrecht, in: Manssen/Jachmann/Gröpel, Nach geltendem Verfassungsrecht, 1. Aufl. 2009, S. 471 f. 

43 Paulus, in: Huber/Voßkuhle, Grundgesetz, 8. Aufl. 2024, Art. 5 Rn. 446; VG Schleswig, Urteil vom 26.02.2021 - 
9 A 35/19; OVG Lüneburg, Urteil vom 27.05.1982 - 8 OVG A 73/81. 

44 OVG Lüneburg, Urteil vom 27.05.1982 - 8 OVG A 73/81; v. Arnauld, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staats
rechts, Band VII, 3. Aufl. 2009, § 167 Rn. 80; Hammerich, Kunstförderung durch das Steuerrecht, 1. Aufl. 2019, 
S. 86; Palm, Öffentliche Kunstförderung zwischen Kunstfreiheitsgarantie und Kulturstaat, 1. Aufl. 1998, 
S. 191 f. 

45 OVG Lüneburg, Urteil vom 27.05.1982 - 8 OVG A 73/81. 

46 VG Wiesbaden, Urteil vom 25.09.1986 - V/1 E 52/82. 
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Qualitätsbewertung auf unabhängige Gremien für verfassungsrechtlich geboten.47 Nach herr
schender Meinung gibt Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG hingegen kein bestimmtes Verfahren vor.48 Der 
Verwaltungsgerichtshof Kassel hat insofern ausgeführt, nicht nur die rein staatliche, sondern 
auch die entstaatlichte und die gesellschaftlich-pluralistische Kunstförderung würden die Gefahr 
bergen, spezifische Kunstrichtungen von der Förderung auszuschließen. Insbesondere zeitgenös
sische Kunst wirke auf Zeitgenossen fast immer zwiespältig und würde möglicherweise auch 
durch Gremien von einer Förderung ausgeschlossen. Aufgabe staatlicher Kunstförderung sei es, 
für den zu fördernden Bereich möglichst sachnahe organisatorische Lösungen zu finden. Hierbei 
sei dem Staat ein Gestaltungsspielraum eingeräumt, weil es keine verbindlichen Vorgaben dar
über gebe, wer und was im Einzelnen zu fördern sei.49 Fechner mahnt, bei der Verwendung von 
Steuergeldern müsse dem Staat jedenfalls eine formale Kontrolle verbleiben, weil damit bei
spielsweise keine antisemitische Kunst gefördert werden dürfe.50 

Somit ergeben sich aus Art. 5 Abs. 3 GG nur äußere Grenzen des grundsätzlich weiten staatlichen 
Gestaltungsspielraumes zur positiven Kunstförderung. Eine staatliche Lenkung der Kunst durch 
eine generell gezielte Förderung oder Benachteiligung bestimmter Kunstrichtungen wäre aller
dings unzulässig. Das Gleiche gilt für eine Identifikation des Staates mit einer bestimmten Kunst
richtung.51 

Bei einer Kunstförderung durch steuerrechtliche Privilegien lehnt die juristische Literatur eine 
Anknüpfung an Qualitätskriterien anders als bei positiven Fördermaßnahmen regelmäßig ab. Da
für wird argumentiert, das Steuerrecht sei für qualitative Individualförderung kein geeignetes In
strument. Die steuerrechtliche Förderung sei notwendig generalisierend, was Differenzierungen 
nach Qualitätskriterien ohnehin ausschließe. Vorteil einer steuerrechtlichen Förderung sei es ge
rade, dass die Gefahr eines staatlichen Kunstrichtertums vermieden werde. Eine inhaltliche Be
wertung als Kriterium steuerrechtlicher Privilegierungen solle auch deshalb unterbleiben, weil 
die sonst eintretende Verhaltenslenkung besonders wirkungsvoll wäre.52 

47 Vgl. Geis, Kulturstaat und kulturelle Freiheit, 1. Aufl. 1990, S. 258 f. 

48 Vgl. Paulus, in: Huber/Voßkuhle, Grundgesetz, 8. Aufl. 2024, Art. 5 Rn. 447; v. Arnauld, in: Isensee/Kirchhof, 
Handbuch des Staatsrechts, Band VII, 3. Aufl. 2009, § 167 Rn. 80 ff.; Klein, Kulturstaat und Verfassungsrecht, 
in: Manssen/Jachmann/Gröpel, Nach geltendem Verfassungsrecht, 1. Aufl. 2009, S. 469. 

49 VGH Kassel, Urteil vom 22.10.1985 - IX OE 44/80. 

50 Fechner, in: Stern/Becker, Grundrechte-Kommentar, 4. Aufl. 2024, Art. 5 Rn. 256. 

51 Vgl. Wendt, in: von Münch/Kunig, Grundgesetz-Kommentar, 8. Aufl. 2025, Art. 5 Rn. 146; BVerfG, Urteil vom 
05.03.1974, BVerfGE 36, 321 (334); v. Arnauld, in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band VII, 
3. Aufl. 2009, § 167 Rn. 80 ff.; Pabel, Grundfragen der Kompetenzordnung im Bereich der Kunst, 1. Aufl. 2003, 
S. 167 ff.; Klein, Kulturstaat und Verfassungsrecht, in: Manssen/Jachmann/Gröpel, Nach geltendem Verfas
sungsrecht, 1. Aufl. 2009, S. 469. 

52 Palm, Öffentliche Kunstförderung zwischen Kunstfreiheitsgarantie und Kulturstaat, 1. Aufl. 1998, S. 202 ff.; 
Hammerich, Kunstförderung durch das Steuerrecht, 1. Aufl. 2019, S. 187 f.; v. Arnauld, in: Isensee/Kirchhof, 
Handbuch des Staatsrechts, Band VII, 3. Aufl. 2009, § 167 Rn. 84. 
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5. Allgemeiner Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG) (WD 3) 

Aus Art. 3 Abs. 1 GG wird das Gebot abgeleitet, Gleiches gleich und Ungleiches seiner Eigenart 
entsprechend verschieden zu behandeln. Art. 3 Abs. 1 GG verbietet nicht jede Differenzierung. 
Differenzierungen von wesentlich Gleichem müssen aber durch Sachgründe gerechtfertigt sein, 
die dem Ziel und Ausmaß der Ungleichbehandlung angemessen sind. Jedenfalls willkürliche, 
nicht durch einen vernünftigen sachlichen Grund erklärbare Ungleichbehandlungen sind dem
nach verboten. Ein strengerer Maßstab kann sich aus betroffenen Freiheitsrechten ergeben. Zu
dem verschärfen sich die verfassungsrechtlichen Anforderungen, je weniger die Merkmale, an 
die die gesetzliche Differenzierung anknüpft, für den Einzelnen verfügbar sind oder je näher sie 
an den Merkmalen des Art. 3 Abs. 3 GG liegen.53 

Im Bereich der Förderung wird in der Regel ein weiter Spielraum des Staates angenommen. Da
für spricht, dass Fördermaßnahmen regelmäßig nicht in die Kunstfreiheit eingreifen. Zudem ge
nießen alle potenziellen Empfänger und Empfängerinnen einer Förderung den Schutz der Kunst
freiheit. Das Gleiche gilt für die bei hohen Fördersummen womöglich ebenfalls betroffene Berufs
freiheit. Art. 3 Abs. 1 GG untersagt deshalb regelmäßig nur willkürliche Unterscheidungen, er
laubt aber sachliche Differenzierungen.54 Die herrschende Meinung erkennt bei positiven Förde
rungsmaßnahmen insbesondere auch die künstlerische Qualität als sachgerechtes Kriterium an.55 

Das BVerfG hielt auch die im Vergleich zur Umsatzbesteuerung von Schallplatten geringere Um
satzbesteuerung von Büchern für mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar, weil sie Preiserhöhungen bei 
Büchern verhindern, „kleine Buchhändler“ gegen Konzentrationsbestrebungen schützen und 
grenzüberschreitende Wettbewerbsfähigkeit herstellen sollte.56 

6. Teilhaberecht (Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG i. V. m. Art. 3 Abs. 1 GG) (WD 3) 

Nach herrschender Meinung folgt aus Art. 5 Abs. 3 GG i. V. m. Art. 3 Abs. 1 GG ein subjektives 
Teilhaberecht darauf, nicht aus willkürlichen Gründen von der staatlichen Kunstförderung aus
geschlossen zu werden. Insbesondere dürfen bestimmte Kunstschaffende und Kunstrichtungen 
nicht von vornherein und schlechthin von jeder Förderung ausgeschlossen werden. Ein grund
rechtlicher Anspruch auf die Einführung einer bestimmten Förderung oder eines bestimmten 
Vergabeverfahrens besteht indes nicht.57 

53 Vgl. BVerfG, Urteil vom 16.03.2004, BVerfGE 110, 141 (167); BVerfG, Urteil vom 10.04.2018, BVerfGE 148, 217 
(242 f.); Wollenschläger, in: Huber/Voßkuhle, Grundgesetz, 8. Aufl. 2024, Art. 3 Rn. 40, 89 ff., 99 ff. 

54 Vgl. Haversath, Zur Legitimation des Kulturstaates, 1. Aufl. 2018, S. 39; VG Schleswig, Urteil vom 26.02.2021 - 
9 A 35/19. 

55 Vgl. VG Schleswig, Urteil vom 26.02.2021 - 9 A 35/19. 

56 BVerfG, Urteil vom 05.03.1974, BVerfGE 36, 321 (336 ff.). 

57 BVerfG, Urteil vom 05.03.1974, BVerfGE 36, 321 (331 ff.); VG Kassel, Gerichtsbescheid vom 29.01.1996 - 3 E 
1131/91 (1); VG Schleswig, Urteil vom 26.02.2021 - 9 A 35/19; Germelmann, in: Dreier, Grundgesetz-Kommen
tar, 4. Aufl. 2023, Art. 5 Rn. 75. 



 

 
 

 

Wissenschaftliche Dienste Fachbereiche WD 1 und WD 3 
WD 3 - 3000 - 077/25 

Seite 14 

 

 

7. Entstehung von Ansprüchen durch die Gewährung einer Förderung (WD 3) 

Schließlich soll geklärt werden, wann die Gewährung einer Förderung zu Ansprüchen auf wei
tere Fördermittel führen kann. 

Wenn gesetzlich kein Anspruch auf eine bestimmte Förderung vorgesehen ist, steht die Vertei
lung der in den Haushaltsplänen vorgesehenen Zuwendungsmittel regelmäßig im staatlichen Er
messen.58 Ein Anspruch auf Förderung besteht dann nur, wenn das Ermessen ausnahmsweise auf 
Null reduziert ist. Eine solche Ermessensreduktion auf Null kann im Einzelfall auch durch die 
bisherige Förderpraxis bedingt sein. Allerdings folgt aus dem Umstand, dass ein Projekt, eine 
Einrichtung oder eine Person in der Vergangenheit gefördert wurde, regelmäßig noch kein An
spruch auf eine zukünftige Förderung. 

So kann die bisherige tatsächliche Verwaltungspraxis aufgrund des Gleichheitssatzes (Art. 3 
Abs. 1 GG) zu einer Selbstbindung der Verwaltung führen. Eine Behörde muss sich grundsätzlich 
an den Entscheidungsmaßstäben festhalten lassen, die sie üblicherweise anwendet.59 Ein An
spruch auf Förderung kann somit entstehen, wenn ein Projekt oder eine Einrichtung nach der be
stehenden Förderpraxis eine Förderung erhalten müsste. Entscheidend ist insofern nicht, ob ein 
Projekt oder eine Einrichtung in der Vergangenheit gefördert wurde, sondern, ob nach den durch 
die Behörde im jeweiligen Förderprogramm angewendeten Entscheidungsmaßstäben eine (wei
tere) Förderung zu gewähren wäre. Allerdings kann eine Behörde ihre Vergabepraxis aus willkür
freien, sachlichen Gründen auch ändern.  

Auch der Grundsatz des Vertrauensschutzes kann zu einer Ermessensreduktion führen. Voraus
setzung dafür ist aber, dass ein schutzwürdiges Vertrauen des potenziellen Förderungsempfän
gers auf den Erhalt der (weiteren) Förderung geschaffen wurde. Die (ein- oder mehrmalige) Ge
währung einer Zuwendung als solche schafft noch kein schutzwürdiges Vertrauen auf den Erhalt 
zukünftiger Zuwendungen. Vielmehr müssten besondere Umstände – wie beispielsweise die Zu
sage einer weiteren Förderung – hinzutreten, die das Vertrauen in eine weitere Förderung recht
fertigen.60 

*** 

58 Vgl. VGH Mannheim, Beschluss vom 15.10.2003 - 9 S 1858/03. 

59 Vgl. Wollenschläger, in: Huber/Voßkuhle, Grundgesetz, 8. Aufl. 2024, Art. 3 Rn. 192 ff.; Sachs, in: Stel
kens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz, 10. Aufl. 2022, § 40 Rn. 103 ff. 

60 Vgl. VGH Mannheim, Beschluss vom 15.10.2003 - 9 S 1858/03. 
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